
Dienst- und Lohnreglement für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 
den Kirchenrat der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons 
Aargau (DLR)1  
 

vom 20. November 20022 
 

 
Die Synode der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Aargau, 
gestützt auf § 96 der Kirchenordnung3, 
beschliesst: 
 

1 Allgemeine Bestimmungen 

1.1 Geltungsbereich 

 

Gültig Teil-Revidiert (Änderungen gegenüber dem gültigen 
Reglement sind fett gedruckt) 

2 Das Arbeitsverhältnis 

2.1. Aufsicht, Auftrag und Nebenbeschäftigung 

 

§ 12 

Aufsicht 
1 Die Aufsicht über die Mitarbeitenden steht 
dem Kirchenrat zu. 
2 Der Kirchenrat legt im Rahmen seiner 
Kompetenzen die personalpolitischen Grund-
sätze fest. 
3 Der Kirchenrat trifft Massnahmen zum 
umfassenden Gesundheitsschutz seiner Mit-
arbeitenden und zur wirksamen Verhütung 
von Berufsunfällen. 

§ 12 

Aufsicht 
1 Der Kirchenrat legt im Rahmen seiner 
Kompetenzen die personalpolitischen 
Grundsätze fest.  
2 Er genehmigt das Funktionendiagramm 
und übt die Aufsicht über die Mitarbeiten-
den aus, soweit er diese nicht an das Präsi-
dium oder die Geschäftsleitung delegiert 
hat. Die Oberaufsicht bleibt in jedem Fall 
beim Kirchenrat. 
3 Die Geschäftsleitung führt die Landes-
kirchlichen Dienste im Rahmen der kir-
chenrätlichen Politik. 
4 Die Geschäftsleitung trifft Massnahmen 
zum Gesundheitsschutz der Mitarbeiten-
den. 

§ 13 

Unterstellungen 

§ 13 

Unterstellungen 

                                                      
1 Titel geändert durch Beschluss der Synode vom 07. Juni 2006. 
2 Ersetzt das Dienst- und Besoldungsreglement für die Mitarbeiter der Evangelisch-Reformierten Landeskirche 

des Kantons Aargau vom 22. November 1995.
 

3 SRLA 151.100.
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1 Die Bereichsleitungen sind dem vom Ge-
samt-Kirchenrat beauftragten Kirchenrats-
Mitglied unterstellt. 
2 Der Kirchenrat erlässt für die zuständigen 
Bereichsleitungen Funktionsbeschriebe, so-
weit diese nicht in bestehenden Verordnun-
gen enthalten sind. 
3 Die Mitarbeitenden sind den zuständigen 
Bereichsleitungen unterstellt. 

1 Die Bereichsleitungen und die leitenden 
Stabsstellen sind dem Kirchenratspräsidi-
um unterstellt. 
2 Das Kirchenratspräsidium und die Be-
reichsleitungen bilden zusammen die Ge-
schäftsleitung. 
3 Der Kirchenrat erlässt für die Bereichslei-
tungen und die leitenden Stabsstellen Funk-
tionsbeschriebe, soweit diese nicht in beste-
henden Verordnungen enthalten sind. 
4 Die Mitarbeitenden sind den zuständigen 
Bereichsleitungen oder leitenden Stabsstel-
len unterstellt. 

2.2. Pflichten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

§ 18 

Allgemeine Pflichten 
1 Die Mitarbeitenden haben die Interessen 
der landeskirchlichen Dienste zu wahren und 
ihre Aufgaben und Pflichten im Hinblick auf 
die vereinbarten Ziele gewissenhaft zu erfül-
len. 
2 Unterlagen und betriebliche Dokumente, 
die Mitarbeitenden während der Tätigkeit für 
den landeskirchlichen Betrieb übergeben oder 
von ihnen selbst erarbeitet und erstellt wer-
den, sind Eigentum der Landeskirche des 
Kantons Aargau und bleiben bei der Auflö-
sung des Arbeitsverhältnisses im Eigentum 
derselben. 

§ 18 

Allgemeine Pflichten 
1 Die Mitarbeitenden haben die Interessen 
der Landeskirchlichen Dienste zu wahren und 
ihre Aufgaben und Pflichten im Hinblick auf 
die vereinbarten Ziele gewissenhaft zu erfül-
len. 
2 Unterlagen und betriebliche Dokumente, 
die Mitarbeitenden während der Tätigkeit für 
die Landeskirchlichen Dienste übergeben 
oder von ihnen selbst erarbeitet und erstellt 
werden, sind Eigentum der Landeskirche des 
Kantons Aargau und bleiben bei der Auflö-
sung des Arbeitsverhältnisses im Eigentum 
derselben. 

2.3 Betriebs- und Arbeitszeit 

§ 22 

Überstunden 
1 Falls erforderlich, haben Mitarbeitende 
vorübergehend auch ausserhalb der ordentli-
chen Arbeitszeit zu arbeiten, sofern dies im 
Hinblick auf die Gesundheit und die familiä-
ren Verpflichtungen zumutbar ist. 
2 Vorbehalten bleiben besondere arbeitsver-
tragliche Abmachungen. 
3 Der Kirchenrat bestimmt, zu welchen Be-
dingungen Überstunden zu leisten sind. 
4 Überstunden sind in der Regel durch Frei-
zeit zu kompensieren. 
5 In Ausnahmefällen kann der Kirchenrat 
eine Entschädigung durch Barvergütung be-
willigen. 

§ 22 

Überstunden  
1 Falls erforderlich, haben Mitarbeitende 
vorübergehend auch ausserhalb der ordentli-
chen Arbeitszeit zu arbeiten, sofern dies im 
Hinblick auf die Gesundheit und die familiä-
ren Verpflichtungen zumutbar ist. 
2 Vorbehalten bleiben besondere arbeitsver-
tragliche Abmachungen. 
3 Der Kirchenrat bestimmt, zu welchen Be-
dingungen Überstunden zu leisten sind. 
4 Überstunden sind in der Regel durch Frei-
zeit zu kompensieren. 
5 In Ausnahmefällen kann der Kirchenrat 
eine Entschädigung durch Barvergütung be-
willigen. 
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6 Ein Anspruch auf Freizeitausgleich oder 
Barvergütung besteht nur, wenn die Über-
stunden in Absprache bzw. auf Anordnung 
oder mit Genehmigung der vorgesetzten Stel-
le geleistet worden sind. 

6 Ein Anspruch auf Freizeitausgleich oder 
Barvergütung besteht nur, wenn die Überstun-
den in Absprache bzw. auf Anordnung oder 
mit Genehmigung der vorgesetzten Stelle ge-
leistet worden sind oder durch den Funkti-
onsbeschrieb bzw. einen Auftrag nötig wa-
ren und von der vorgesetzten Stelle still-
schweigend gebilligt wurden. 

2.4. Weiterbildung und Zusatzausbildung 

§ 25 

Anspruch 
Der Weiterbildungsanspruch richtet sich nach 
dem Weiterbildungsreglement und der Ver-
ordnung zum Weiterbildungsreglement. Der 
Kirchenrat kann zusätzliche Weisungen er-
lassen. 

§ 25 

Anspruch 
Der Weiterbildungsanspruch richtet sich nach 
dem Weiterbildungsreglement4 und der Ver-
ordnung zum Weiterbildungsreglement5.  

§ 26 

Zusatzausbildung 
1 Unter Zusatzausbildung sind alle Mass-
nahmen zu verstehen, die Mitarbeitende be-
fähigen, künftig eine neue Funktion oder ei-
nen neuen Beruf auszuüben. 
2 Der Kirchenrat fördert die Zusatzausbil-
dung im Rahmen der betrieblichen Bedürf-
nisse. 
3 Zusatzausbildung schafft keinen Anspruch 
auf Beförderung. 

§ 26 

Zusatzausbildung 
1 Unter Zusatzausbildung sind alle Mass-
nahmen zu verstehen, die Mitarbeitende befä-
higen, künftig eine neue Funktion oder einen 
neuen Beruf auszuüben. 
2 Die Geschäftsleitung fördert die Zusatz-
ausbildung im Rahmen der betrieblichen Be-
dürfnisse. 
3 Zusatzausbildung schafft keinen Anspruch 
auf Beförderung. 

§ 27 

Bewilligung 
Für die Teilnahme an Weiterbildungs- und 
Zusatzausbildungskursen während der Ar-
beitszeit ist die Bewilligung der übergeordne-
ten Stelle einzuholen. 

§ 27 

Bewilligung 
Für die Teilnahme an Weiterbildungs- und 
Zusatzausbildungskursen während der Ar-
beitszeit ist die Bewilligung der vorgesetzten 
Stelle einzuholen. 

§ 28 

Kostenübernahme 
1 Die Landeskirche des Kantons Aargau 
übernimmt die Kosten der von der Bereichs-
leitung oder vom Kirchenrat angeordneten 
Weiterbildung. 
2 Die Beiträge für die übrige Weiterbildung 
und für Zusatzausbildungen richten sich nach 
dem in § 25 erwähnten Reglement und der 
zugehörigen Verordnung. 

§ 28 

Kostenübernahme 
1 Die Landeskirche des Kantons Aargau 
übernimmt die Kosten der von der vorgesetz-
ten Stelle angeordneten Weiterbildung. 
2 Die Beiträge für die übrige Weiterbildung 
und für Zusatzausbildungen sowie die Vor-
aussetzung für die Rückforderung der Bei-
träge richten sich nach dem in § 25 erwähnten 
Reglement und der zugehörigen Verordnung. 

                                                      
4 SRLA 483.100. 
5 SRLA 483.110. 
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§ 29 

Supervision / Coaching 
1 Die übergeordnete Stelle kann Supervision 
oder Coaching anordnen oder bewilligen. Die 
Landeskirche kann deren Kosten übernehmen 
oder Beiträge daran leisten. 
2 Mitarbeitende in Tätigkeitsgebieten mit 
besonderer psychischer Beanspruchung ha-
ben Anrecht auf bezahlte Supervision. Dies 
ist im Rahmen der Anstellung festzulegen. 

§ 29 

Supervision / Coaching 
1 Die vorgesetzte Stelle kann Supervision 
oder Coaching anordnen oder bewilligen. Die 
Landeskirche kann deren Kosten übernehmen 
oder Beiträge daran leisten. 
2 Mitarbeitende in Tätigkeitsgebieten mit 
besonderer psychischer Beanspruchung haben 
Anrecht auf bezahlte Supervision. Dies ist im 
Rahmen der Anstellung festzulegen. 

§ 30 

Rückerstattungspflicht 
Der Kirchenrat regelt die Einzelheiten zur 
Rückerstattung von geleisteten Beiträgen an 
die Weiterbildung und Zusatzausbildung ge-
mäss § 28 Abs. 2 bei Auflösung des Arbeits-
verhältnisses. 

§ 306 
aufgehoben 

2.5. Rechte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

§ 31 

Mitwirkungsrecht 
1 Die Mitarbeitenden haben ein Mitsprache-
recht in allen sie betreffenden Fragen. Der 
Kirchenrat ist verpflichtet, sie rechtzeitig zu 
informieren und anzuhören. 
2 Der Kirchenrat kann von sich aus oder auf 
deren Anregung Mitarbeitende für die Bear-
beitung von besonderen Fragen zur Mitarbeit 
in einer Kommission oder Arbeitsgruppe bei-
ziehen. 
3 Der Kirchenrat nimmt Anregungen von 
Mitarbeitenden, welche zur Verbesserung der 
Arbeitsabläufe führen, jederzeit entgegen und 
wird diese überprüfen. 
4 Der Kirchenrat anerkennt Personal- und 
Berufsverbände, die einen erheblichen Teil 
des landeskirchlichen Personals oder ihrer 
Berufsgruppe dauernd vertreten, als Verhand-
lungspartner in personalpolitischen Fragen. 

Den Verbänden sind die gleichen Vernehm-
lassungsmöglichkeiten wie dem Personal zu 
gewähren. Zudem sind sie vor wichtigen Ver-
änderungen in der Verwaltungsorganisation 
und bei grossen Stellenverschiebungen recht-
zeitig zu informieren. 

§ 31 

Mitwirkungsrecht 
1 Die Mitarbeitenden haben ein Mitsprache-
recht in allen sie betreffenden Fragen. Die 
Geschäftsleitung ist verpflichtet, sie rechtzei-
tig zu informieren und anzuhören. 
2 Der Kirchenrat kann von sich aus oder auf 
deren Anregung Mitarbeitende für die Bear-
beitung von besonderen Fragen zur Mitarbeit 
in einer Kommission oder Arbeitsgruppe bei-
ziehen. 
3 Die Geschäftsleitung nimmt Anregungen 
von Mitarbeitenden, welche zur Verbesserung 
der Arbeitsabläufe führen, jederzeit entgegen 
und wird diese überprüfen. 
4 Der Kirchenrat anerkennt Personal- und 
Berufsverbände, die einen erheblichen Teil 
des landeskirchlichen Personals oder ihrer 
Berufsgruppe dauernd vertreten, als Verhand-
lungspartner in personalpolitischen Fragen. 

Den Verbänden sind die gleichen Vernehm-
lassungsmöglichkeiten wie dem Personal zu 
gewähren. Zudem sind sie vor wichtigen Ver-
änderungen in der Verwaltungsorganisation 
und bei grossen Stellenverschiebungen recht-
zeitig zu informieren. 

                                                      
6 Aufgehoben durch Beschluss der Synode vom … 
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§ 32 

Passives Wahlrecht 
 Den Mitarbeitenden steht das passive Wahl-
recht in Kommissionen und Behörden im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen zu. 
2 Zur Ausübung eines Mandates ausserhalb 
des landeskirchlichen Betriebs ist die Zu-
stimmung des Kirchenrates einzuholen. 
Betreffend Arbeitszeit und finanzielle Ent-
schädigung ist eine Vereinbarung zu treffen. 

§ 32 

Passives Wahlrecht 
1 Den Mitarbeitenden steht das passive 
Wahlrecht in Kommissionen und Behörden im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen zu. 
2 Zur Ausübung eines Mandates ausserhalb 
der Landeskirchlichen Dienste ist die Zu-
stimmung des Kirchenrates einzuholen. 
Betreffend Arbeitszeit und finanzielle Ent-
schädigung ist eine Vereinbarung zu treffen. 

§ 33 

Beurteilungs- und Förderungsgespräche 
1 Die Mitarbeitenden haben mindestens ein-
mal pro Jahr Anspruch auf ein Gespräch über 
Leistung, Fähigkeiten, Eignung und Verhal-
ten. Die Gespräche mit der vorgesetzten Per-
son bilden die Grundlage für Standortbe-
stimmung, Entlöhnung, Beurteilung der Ent-
wicklungsmöglichkeiten sowie Festlegung 
der Aus- und Weiterbildungsbedürfnisse. 
2 Sind Mitarbeitende mit dem Verlauf oder 
dem Ergebnis des Gesprächs nicht einver-
standen, haben sie das Recht, eine Wiederho-
lung mit dem Präsidium des Kirchenrates zu 
verlangen. Bereichsleitende haben das Recht, 
eine Wiederholung mit dem Gesamtkirchen-
rat zu verlangen. 
3 Der wesentliche Inhalt der Gespräche ist 
in einem gemeinsam unterzeichneten vertrau-
lichen Kurzprotokoll festzuhalten, welches 
den Personalakten beigefügt wird. 
4 Die Mitarbeitenden können über die Per-
sonaladministration Einsicht in ihre Personal-
akten nehmen. Diese sind nach Massgabe der 
Datenschutzgesetzgebung zu behandeln. 

§ 33 

Beurteilungs- und Förderungsgespräche 
1 Die Mitarbeitenden haben mindestens ein-
mal pro Jahr Anspruch auf ein Gespräch über 
Leistung, Fähigkeiten, Eignung und Verhal-
ten. Die Gespräche mit der vorgesetzten Per-
son bilden die Grundlage für Standortbestim-
mung, Entlöhnung, Beurteilung der Entwick-
lungsmöglichkeiten sowie Festlegung der 
Aus- und Weiterbildungsbedürfnisse. 
2 Sind Mitarbeitende mit dem Verlauf oder 
dem Ergebnis der Gespräche nicht einverstan-
den, haben sie das Recht, eine Wiederholung 
mit dem Präsidium des Kirchenrates zu ver-
langen. Bereichsleitende und leitende Stabs-
mitarbeitende haben das Recht, eine Wieder-
holung mit einer Delegation des Kirchenrats 
zu verlangen. 
3 Der wesentliche Inhalt der Gespräche ist in 
einem gemeinsam unterzeichneten vertrauli-
chen Kurzprotokoll festzuhalten, welches den 
Personalakten beigefügt wird. 
4 Die Mitarbeitenden können über die Perso-
naladministration Einsicht in ihre Personalak-
ten nehmen. Diese sind nach Massgabe der 
Datenschutzgesetzgebung zu behandeln. 

2.8. Lohn 

§ 40 

Einreihung 
1 Der Kirchenrat stuft die Mitarbeitenden 
entsprechend ihrer Funktion, gemäss dem im 
Anhang 1 enthaltenen Einreihungsplan, in 
eine der Lohnklassen 1 bis 10 ein. 
2 Bei der Festlegung der Lohnklasse werden 
die für die vorgesehene Arbeit bedeutsamen 
Berufs- und Lebenserfahrungen berücksich-
tigt. 

§ 40 

Einreihung 
1 Der Kirchenrat bzw. die Geschäftsleitung 
stuft die Mitarbeitenden entsprechend ihrer 
Funktion, gemäss dem im Anhang 1 enthalte-
nen Einreihungsplan, in eine der Lohnklassen 
1 bis 6 ein. 
2 Bei der Festlegung der Lohnklasse werden 
die für die vorgesehene Arbeit bedeutsamen 
Berufs- und Lebenserfahrungen berücksich-
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tigt. 

§ 41 

Lohnskala 
Die im Anhang 2 wiedergegebene Lohnskala 
umfasst die minimalen und maximalen Jah-
reslöhne bei vollem Beschäftigungsgrad (100 
%-Pensum). 

§ 41 

Lohnskala 
1 Die Synode legt die Lohnklassen inklusi-
ve Minima und Maxima fest.  
2 Die im Anhang 2 wiedergegebenen Lohn-
bänder umfassen die minimalen und maxima-
len Jahreslöhne bei vollem Beschäftigungs-
grad (100 %-Pensum). 

§ 42 

Lohnanpassung 
1 Die Synode legt im Rahmen des Voran-
schlages für das folgende Jahr eine vorgese-
hene Lohnanpassung fest. 

Dabei sind folgende Gesichtspunkte für die 
Gesamtbeurteilung massgebend: 

a) Entwicklung der Lebenshaltungskosten 

b) Allgemeine wirtschaftliche Situation 

c) Lage auf dem regionalen Arbeitsmarkt 

d) finanzielle Lage der Landeskirche 
2 Im Rahmen der vom Kirchenrat beschlos-
senen Vorgaben sind die vorgesetzten Perso-
nen für die Festlegung der individuellen 
Lohnanpassung zuständig, wobei das persön-
liche Beurteilungsgespräch massgebend ist. 

§ 427 

Teuerung und Lohnerhöhung 
1 Der Kirchenrat beantragt im Rahmen des 
Voranschlages einen Betrag für den Aus-
gleich der Teuerung und einen Betrag für 
individuelle Lohnerhöhungen im folgenden 
Jahr. Die Synode beschliesst darüber. 
2 Im Rahmen der vom Kirchenrat beschlos-
senen Vorgaben und des von der Synode 
beschlossenen Betrags für individuelle Er-
höhungen sind die vorgesetzten Personen für 
die Festlegung der individuellen Lohnanpas-
sung zuständig, wobei das persönliche Beur-
teilungsgespräch massgebend ist. 

§ 43 

Besondere Leistungen 
1 Der Kirchenrat kann ausserordentliche 
Einzel- oder Teamleistungen mit einer einma-
ligen Anerkennungsprämie von maximal 
CHF 2'500.00 abgelten. 
2 Diese Prämien werden nicht Pensionskas-
sen-versichert. 
3 Anerkennungsprämien können auch als 
Naturalgeschenke bis CHF 500.00 ausgerich-
tet oder in Form von bezahltem Urlaub ge-
währt werden. 

§ 43 

Besondere Leistungen 
1 Der Kirchenrat kann ausserordentliche Ein-
zel- oder Teamleistungen mit einer einmaligen 
Anerkennungsprämie von maximal CHF 
2'500 für eine Einzelleistung bzw. maximal 
CHF 5'000 für eine Teamleistung abgelten. 
2 Diese Prämien werden nicht in der Pensi-
onskasse versichert. 
3 Anerkennungsprämien können auch als 
Naturalgeschenke bis CHF 500 ausgerichtet 
oder in Form von bezahltem Urlaub gewährt 
werden. 

§ 44 

Kinderzulage 
1 Für jedes Kind wird eine Kinderzulage 
ausgerichtet. Der Ansatz und die Anspruchs-
berechtigung richten sich nach der kantonalen 

§ 44 

Kinderzulage 
1 Für jedes Kind wird eine Kinderzulage 
ausgerichtet. Der Ansatz und die Anspruchs-
berechtigung richten sich nach der kantonalen 

                                                      
7 Für Lohnanpassungen, welche zu einem tieferen Lohn führen, siehe die §§ 17 und 66 DLR. 
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Gesetzgebung. 
2 Mitarbeitenden mit einem Brutto-
Familieneinkommen unter dem Minimum 
von Lohnklasse 3 des Einreihungsplans wird 
auf Gesuch hin die gesetzliche Kinderzulage 
doppelt ausgerichtet. 

Gesetzgebung. 
2 Weitergehende Kinder- oder Familien-
zulagen richten sich nach der Praxis der 
kantonalen Verwaltung. 

§ 46 

Jubiläumsgeschenk 
1 Als Anerkennung erhalten Mitarbeitende 
nach Ablauf des zehnten Anstellungsjahres 
(Lehrjahre werden nicht angerechnet) und 
dann nach Ablauf von jeweils fünf weiteren, 
ein Jubiläumsgeschenk in der in Anhang 3 
festgelegten Höhe. 
2 Bei Teilzeitarbeitenden ist das zum Jubi-
läumszeitpunkt aktuelle Stellenpensum für 
die Berechnung massgebend. 
3 Auf Wunsch der Mitarbeitenden und so-
weit es die dienstlichen Verhältnisse gestat-
ten, kann anstelle des Barbetrages das Jubi-
läumsgeschenk ganz oder teilweise als be-
zahlter Urlaub bezogen werden. 
4 Bei Pensionierungen und Austritten wer-
den keine anteilmässigen Jubiläumsgeschen-
ke ausgerichtet. 
5 Die Jubiläumsgeschenke werden nicht in 
die Pensionskassen-Versicherung aufge-
nommen. 

§ 46 

Jubiläumsgeschenk 
1 Als Anerkennung erhalten Mitarbeitende 
nach Ablauf des zehnten Anstellungsjahres 
(Lehrjahre werden nicht angerechnet) und 
dann nach Ablauf von jeweils fünf weiteren, 
ein Jubiläumsgeschenk in der in Anhang 3 
festgelegten Höhe. 
2 Bei Teilzeitarbeitenden ist das zum Jubi-
läumszeitpunkt aktuelle Stellenpensum für die 
Berechnung massgebend. 
3 Auf Wunsch der Mitarbeitenden, und so-
weit es die dienstlichen Verhältnisse gestatten, 
können anstelle des Barbetrages in Abspra-
che mit der vorgesetzten Stelle Ferien bezo-
gen werden. 
4 Bei Pensionierungen und Austritten werden 
keine anteilmässigen Jubiläumsgeschenke 
ausgerichtet. 
5 Die Jubiläumsgeschenke werden nicht in 
der Pensionskasse versichert. 

§ 50 

Lohnanspruch bei Schwangerschaft und 
Mutterschaft 
1 Mitarbeiterinnen, die vor der Geburt wäh-
rend mindestens 6 Monaten ununterbrochen 
im Dienst des landeskirchlichen Betriebs 
standen, haben bei Schwangerschaft und vor 
der Geburt Anspruch auf bezahlten Urlaub 
von 16 Wochen. Die Einteilung des Schwan-
gerschaftsurlaubes soll nach Rücksprache mit 
dem Vorgesetzten erfolgen. Wird die Arbeit 
nach der Geburt nicht mehr aufgenommen, 
besteht ein Anspruch auf insgesamt 6 Wo-
chen bezahlten Urlaub. 
2 Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Schwan-
gerschaftsbeschwerden wird der Lohn gegen 
Vorweisen eines ärztlichen Zeugnisses wäh-
rend höchstens 6 Monaten ausgerichtet. Da-
von werden 4 Wochen als Vorbereitungszeit 
auf die Geburt als Schwangerschaftsurlaub 
angerechnet. 

§ 50 

Lohnanspruch bei Schwangerschaft und 
Mutterschaft 
1 Eine Mitarbeiterin,  die vor der Geburt 
während mindestens 6 Monaten ununterbro-
chen im Dienst der Landeskirche stand, hat 
Anspruch auf einen bezahlten Mutter-
schaftsurlaub von insgesamt 16 Wochen, der 
frühestens zwei Wochen vor dem ärztlich 
bestimmten Niederkunftstermin beginnt. 
Muss die Mitarbeiterin ihre Tätigkeit we-
gen schwangerschaftsbedingter Beschwer-
den früher niederlegen, werden die letzten 
zwei Wochen der Abwesenheit vor der Nie-
derkunft an den Mutterschaftsurlaub ange-
rechnet. 
2 Wird das Arbeitsverhältnis auf Wunsch 
der Mitarbeiterin nach der Geburt nicht 
für mindestens 3 Monate fortgesetzt, wird 
ein Urlaub von insgesamt 14 Wochen ge-
währt. Dieser beginnt am Tag der Nieder-
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kunft. 
3 Lohnausfallentschädigungen aus einer 
staatlichen Mutterschaftsversicherung für 
die Zeit, während welcher der Lohn durch 
die Landeskirche bezahlt wurde, fallen an 
die Landeskirche. 

§ 52 

Lohnfortzahlung im Todesfall 
1 Beim Tod von Mitarbeitenden mit Unter-
stützungspflicht wird der Lohn noch für 6 
Monate von dem auf den Todestag folgenden 
Monat an gerechnet ausgerichtet. Während 
dieser Zeit fallen sämtliche Leistungen der 
Sozialversicherung (Renten oder Pensions-
versicherung) der Landeskirche des Kantons 
Aargau zu. 
2 Beim Ableben eines ledigen Mitarbeiten-
den ohne Unterstützungspflicht hört der 
Lohnanspruch am Ende des angebrochenen 
Monats auf. 

§ 52 

Lohnfortzahlung im Todesfall 
1 Beim Tod von Mitarbeitenden mit Unter-
stützungspflicht sowie bei Mitarbeitenden 
mit eingetragener Partnerschaft gemäss 
Pensionskassenreglement wird der Lohn 
noch für 6 Monate von dem auf den Todestag 
folgenden Monat an gerechnet ausgerichtet. 
Während dieser Zeit fallen sämtliche Leistun-
gen der Sozialversicherung (Renten oder Pen-
sionsversicherung) der Landeskirche des Kan-
tons Aargau zu. 
2 Beim Ableben eines ledigen Mitarbeiten-
den ohne Unterstützungspflicht hört der 
Lohnanspruch am Ende des angebrochenen 
Monats auf. 

2.9. Ferien/Feiertage/Urlaub 

§ 55 

Bezahlte Absenzen 
Bei nachstehenden Anlässen besteht An-
spruch auf einen bezahlten Urlaub in folgen-
dem Umfange: 

• Eigene Hochzeit  
3 Tage 

• Hochzeit in der eigenen Familie  
1 Tag 

• Geburt eigener Kinder  
2 Tage 

• Tod des Ehegatten, des Partners/der 
Partnerin oder eines Kindes  
3 Tage 

• Tod der eigenen Eltern oder der El-
tern der Lebenspartnerin/ des Lebens-
partners  
2 Tage 

• Tod eines anderen Angehörigen  
1 Tag 

• Wohnungsumzug pro Kalenderjahr  
2 Tage 

• Plötzliche Erkrankung in der Familie
 (zur Organisation einer Hilfe) 

§ 55 

Bezahlte Absenzen 
Bei nachstehenden Anlässen besteht Anspruch 
auf einen bezahlten Urlaub in folgendem Um-
fange: 

• Eigene Hochzeit 
3 Tage 

• Hochzeit in der eigenen Familie 
1 Tag 

• Vaterschaftsurlaub 
10 Tage 

• Tod des Ehegatten, des Partners/der 
Partnerin oder eines Kindes 
3 Tage 

• Tod der eigenen Eltern oder der Eltern 
der Lebenspartnerin/ des Lebenspart-
ners 
2 Tage 

• Tod eines anderen Angehörigen 
1 Tag 

• Wohnungsumzug pro Kalenderjahr 
2 Tage 

• Plötzliche Erkrankung in der Familie 
(zur Organisation einer Hilfe) 
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max.2 Tage 

Über weiteren bezahlten Urlaub entscheiden, 
wenn dieser bis zu 3 Tagen dauert, die Be-
reichsleitungen, wenn dieser weiter geht, der 
Kirchenrat. 

max. 2 Tage 

Über weiteren bezahlten Urlaub entscheiden, 
wenn dieser bis zu 3 Tagen dauert, die Be-
reichsleitungen, wenn dieser weiter geht, der 
Kirchenrat. 

2.10. Beginn und Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

§ 58 

Stellenausschreibung 
1 Jede freie, neu geschaffene oder auf Zeit 
geschaffene Stelle ist mit einer angemessenen 
Anmeldefrist zuerst intern und zwei Wochen 
später öffentlich auszuschreiben. 
2 Teilzeitanstellungen unter 50 % müssen 
nicht öffentlich ausgeschrieben werden. 
3 Genügt das Ergebnis der Ausschreibung 
nicht, kann die Stelle durch Berufung besetzt 
werden. 
4 Bewerbende sollten der Evangelisch-
Reformierten Landeskirche angehören. Über 
Ausnahmen entscheidet der Kirchenrat. 

§ 58 

Stellenausschreibung 
1 Jede freie Stelle kann intern vergeben, 
ausgeschrieben oder durch Berufung be-
setzt werden. 
2 Mitarbeitende sollen der Evangelisch-
Reformierten Landeskirche angehören. Über 
Ausnahmen entscheidet der Kirchenrat. 

§ 59 

Zuständigkeit 
Die Anstellung der Mitarbeitenden erfolgt 
durch den Kirchenrat, soweit nicht durch be-
sondere Vorschriften etwas anderes bestimmt 
ist. 

§ 59 

Zuständigkeit 

Die Anstellung der Bereichsleitenden und 
der leitenden Stabsmitarbeitenden erfolgt 
durch den Kirchenrat, die übrigen Mitarbei-
tenden werden durch das Kirchenratsprä-
sidium und die vorgesetzte Stelle angestellt. 

  

§ 62 

Kündigungsschutz 
1 Den von einer Kündigung betroffenen 
Mitarbeitenden steht ein Anhörungsrecht zu. 
Im übrigen gelten Art. 336 ff. OR. 
2 Werden aus organisatorischen oder wirt-
schaftlichen Gründen Stellen aufgehoben 
oder andere Umstrukturierungen vorgenom-
men, so ist ein Sozialplan zu erstellen. 

§ 62 

Kündigungsschutz 
1 Eine Kündigung muss sachlich begrün-
det werden. Den von einer Kündigung betrof-
fenen Mitarbeitenden steht ein Anhörungs-
recht zu. Im übrigen gelten Art. 336 ff. OR8. 
2 Werden aus organisatorischen oder wirt-
schaftlichen Gründen Stellen aufgehoben oder 
andere Umstrukturierungen vorgenommen, so 
ist ein Sozialplan zu erstellen, wenn eine 
Massenentlassung im Sinn von Art. 335d 
OR vorliegt.  

§ 63 

Ausserordentliche Auflösung des Arbeits-

§ 63 

Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch 

                                                      
8 SR 220. 
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verhältnisses  
Das Arbeitsverhältnis kann durch Vereinba-
rung zwischen Mitarbeiterin oder Mitarbeiter 
und dem Kirchenrat ohne Rücksicht auf die 
gesetzlichen und vertraglichen Fristen und 
Termine jederzeit aufgelöst werden. 

 

Vereinbarung 
Das Arbeitsverhältnis kann durch Vereinba-
rung zwischen Mitarbeiterin oder Mitarbeiter 
und dem Kirchenrat bzw. der vorgesetzten 
Stelle bei Mitarbeitenden, die nicht in lei-
tenden Positionen sind, ohne Rücksicht auf 
die gesetzlichen und vertraglichen Fristen und 
Termine jederzeit aufgelöst werden. 

§ 66 

Disziplinarverfahren 
1 Gegen Mitarbeitende, die ihren Pflichten 
schuldhaft nicht nachkommen, Weisungen 
der Vorgesetzten wiederholt missachten oder 
durch ihr Verhalten das Betriebsklima nach-
haltig stören, ist durch den Kirchenrat ein 
Disziplinarverfahren einzuleiten. 
2 Mitarbeitende, gegen die ein Disziplinar-
verfahren eingeleitet wird, sind anzuhören, 
und sie sind berechtigt, auf eigene Kosten 
einen Beistand beizuziehen. Der Entscheid, in 
welchem eine Massnahme angeordnet wird, 
ist ihnen mit einer Begründung zuzustellen. 
3 Je nach der Schwere der Dienstverletzung 
können vom Kirchenrat folgende Strafen ver-
fügt werden: 

• schriftlicher Verweis 

• Sistierung der periodischen Lohnan-
passung während eines Jahres 

• Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

• Fristlose Entlassung im Sinne von 
Art. 337 OR 

§ 66 

Disziplinarverfahren 
1 Gegen Mitarbeitende, die ihren Pflichten 
schuldhaft nicht nachkommen, Weisungen der 
Vorgesetzten wiederholt missachten oder 
durch ihr Verhalten das Betriebsklima nach-
haltig stören, ist durch den Kirchenrat ein Dis-
ziplinarverfahren einzuleiten. 
2 Mitarbeitende, gegen die ein Disziplinar-
verfahren eingeleitet wird, sind anzuhören, 
und sie sind berechtigt, auf eigene Kosten 
einen Beistand beizuziehen. Der Entscheid, in 
welchem eine Massnahme angeordnet wird, 
ist ihnen mit einer Begründung zuzustellen. 
3 Je nach der Schwere der Dienstverletzung 
können vom Kirchenrat folgende Massnah-
men verfügt werden: 

• schriftlicher Verweis 

• Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

• Fristlose Entlassung im Sinne von Art. 
337 OR9 

3. Der Kirchenrat10 
 

§ 69 
1 Der Lohn des Kirchenratspräsidiums und 
die Entschädigung der nebenamtlichen Mit-
glieder richten sich nach der Lohnklasse 10, 
Stufe 10 A. 
2 Das Präsidium erhält zusätzlich eine Funk-
tionszulage von Fr. 12'000.-, das Vizepräsidi-
um eine Funktionszulage von Fr. 2'400.- pro 
Jahr. 

§ 69 
1 Der Lohn des Kirchenratspräsidiums und 
die Entschädigung der nebenamtlichen Mit-
glieder richten sich nach dem Maximum der 
Lohnklasse 6. 
2 Das Präsidium erhält zusätzlich eine Funk-
tionszulage von CHF 12'000, das Vizepräsidi-
um eine Funktionszulage von CHF 2'400 pro 
Jahr. 

                                                      
9 SR 220. 
10 3. Kapitel (§§ 67-73) eingefügt durch Beschluss der Synode vom 07. Juni 2006. 



Gültig Teil-Revidiert (Änderungen sind fett gedruckt) 

 

11 

4 Schluss und Übergangsbestimmungen11 

§ 75 

Inkraftsetzung 
Dieses Reglement tritt am 01. Januar 2003 in 
Kraft.  

§ 75 

Inkraftsetzung 
Dieses Reglement tritt am 01. Januar 2003 in 
Kraft. Nach Beschlussfassung der Synode 
vom … wird das revidierte Reglement auf 
den 1. Januar 2009 in Kraft gesetzt. 

                                                      
11  Nummerierung 4. Kapitel geändert durch Beschluss der Synode vom 07. Juni 2006. 
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Anhang Nr. 1: Einreihungsplan 
zum Dienst- und Lohnreglement für die landes-
kirchlichen Mitarbeitenden 
 
Lohnklasse 
 

Anhang Nr. 1: Einreihungsplan 
zum Dienst- und Lohnreglement für die landes-
kirchlichen Mitarbeitenden 
 
Lohnklasse 

  
10 Bereichsleitung 

Mitarbeitende mit Hochschulausbil-
dung 

9 Bereichsleitung 
Mitarbeitende mit Hochschulausbil-
dung 
Mitarbeitende mit Fachdiplom oder 
gleichwertiger Ausbildung 

8 Bereichsleitung 
Mitarbeitende mit Hochschulausbil-
dung 
Mitarbeitende mit Fachdiplom oder 
gleichwertiger Ausbildung 

7 Mitarbeitende mit Hochschulausbil-
dung 
Mitarbeitende mit Fachdiplom oder 
gleichwertiger Ausbildung 

6 Mitarbeitende mit Hochschulausbil-
dung 
Mitarbeitende mit Fachdiplom oder 
gleichwertiger Ausbildung 
Mitarbeitende mit Sachbearbeiterfunk-
tion 

5 Mitarbeitende mit Sachbearbeiterfunk-
tion 

4 Mitarbeitende mit Sachbearbeiterfunk-
tion 
Mitarbeitende mit kaufmännischer 
Ausbildung 

3 Mitarbeitende mit kaufmännischer 
Ausbildung 

2 Mitarbeitende mit kaufmännischer 
Ausbildung 
Büro- und Betriebsmitarbeitende 

1 Büro- und Betriebsmitarbeitende 

 
6 Geschäftsleitung, Leitende Stabsstellen 

5 Leitende Stabsstellen, Stabsstellen,  
Spezialpfarrämter, Fachstellen 

4 Stabsstellen, Spezialpfarrämter,  
Fachstellen, Projektstellen 

3 Projektstellen, Kaufmann / Kauffrau mit  
besonderen Aufgaben 

2 Kaufmann / Kauffrau (M- oder E-Profil)  

1 Kaufmann / Kauffrau (E- oder B-Profil) 
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Anhang Nr. 2: Lohnskala 

zum Dienst- und Lohnreglement für die landes-
kirchlichen Mitarbeitenden 
 
Die Ansätze basieren auf dem Index der Konsu-
mentenpreise vom Mai 2000 (Indexstand 102.4 
im Mai 2002). 

Anhang Nr. 2: Lohnbänder 
zum Dienst- und Lohnreglement für die Landes-
kirchlichen Mitarbeitenden  

Die Ansätze basieren auf dem Index der Kon-
sumentenpreise vom Mai 2000 (geschätzter 
Indexstand 107,4% im Mai 2008 – aktuell Mai 
2007: 106,9). 
 

Klasse Min Max C 
1/3 

B  
2/3 

A 
3 / 3 

10 117‘760 154‘210 1'215 2'430 3'645 

9 107‘832 142‘752 1'164 2'328 3'492 

8 97‘994 131‘354 1'112 2'224 3'336 

7 86‘839 119‘569 1'091 2'182 3'273 

6 76‘699 106‘819 1’004 2’008 3’012 

5 67‘787 96‘287 950 1’900 2'850 

4 60‘826 88‘156 911 1'822 2'733 

3 53‘866 79‘156 843 1'686 2'529 

2 47‘720 70‘640 764 1'528 2'292 

1 39’934 60’424 683 1’366 2’049  

 
6 123'650 – 161'920 

5 113'230 – 149'890 

4 91'180 – 138'110 

3 71'180 – 112'160 

2 56'560 – 92'560 

1 41'930 – 74'170 

Die oben stehende Tabelle ist eine Zusammen-
fassung der heute gültigen Tabelle 

> Effektive Zahlen werden im Mai 08 berechnet 
und gerundet! 
Die Tabelle wird der Synode zur Anpassung 
vorgelegt, sobald die kumulierte Teuerung 3% 
überschritten hat. 
 

 
 
 

 


